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In den Diskussionen um die Reform unserer Gesellschaft, ihrer Strukturen 
und Verhaltensregeln tauchen zunehmend die Begriffe "Bürgergesellschaft" 
bzw. "Zivilgesellschaft" auf. Jüngst erklärten Bundespräsident Johannes Rau 
und seine drei Amtsvorgänger Roman Herzog, Richard von W eizsäcker und 
Walter Scheel: "Wir können und sollen nicht alles vom Staat, von Siche­
rungssystemen und Großorganisationen erwarten. Erst die Vielfalt der Frei­
heiten und Verantwortlichkeiten, Initiativen und Engagements, Freiwilligkeit 
und Verpflichtungen -also eine verantwortungsbereite Bürgergesellschaft 
halten das Gemeinwesen zusammen." Die Verfasser kritisierten überzogene 
Erwartungshaltungen dem Staat gegenüber und mangelnde Bereitschaft zu 
bürgerschaftliebem Engagement. 1 

Aus dieser Problemanzeige ergeben sich folgende Fragen: Welche Vorgänge 
und Einstellungen haben zu der heute vielfach beklagten Überlastung des 
Staates geflih1t? Weiche Vorstellungen verbinden sich mit einer "Bürgerge­
sellschaft" und welche Positionen nimmt die Katholische Soziallehre dazu 
ein? Welche habituellen und strukturellen Veränderungen führen zu einer 
Erneuerung der Bürgergesellschaft? 

Vom Sozialstaat zum Versorgungsstaat 

Die Diskussion um eine Neubelebung der Bürgergesellschaft wurde in 
Deutschland vor allem durch die gegenwärtige Überforderung des Sozial­
staats ausgelöst. Der Sozialstaat verdankt sich weitgehend christlicher 
Anthropologie und Sozialethik. In ihm hat jeder Bürger einen Rechtsan­
spruch auf ein Leben ohne existenzbedrohende materielle Not. Darüber hin­
aus soll die Gesellschaft auch die Schwächeren befahigen, an den kulturellen 
Gütern und wirtschaftlichen Erfolgen in angemessener Weise zu pmtizipie­
ren. 
Der Sozialstaat hat sich aus bescheidenen Anfangen inzwischen zu einem 
Umverteilungssystem entwickelt, durch dessen "zweite Hand" ein Drittel des 
Sozialprodukts läuft. Aus einer Reihe von Gründen kann aber dieser Prozeß 
nicht mehr ohne Korrekturen weitergehen: Der wirtschaftliche Strukturwan­
del führte in mehreren Schüben zu steigender Arbeitslosigkeit, die nach der 
jeweiligen Erholungsphase einen stets größer werdenden Sockel an Dauerar­
beitslosen zurückließ. Die demographische Entwicklung (weniger Kinder, 
längere Lebenserwmtung) bedingt eine steigende Belastung der umlage­
finanzieiten sozialen Sicherungssysteme. Die offene Weltwirtschaft (Globa­
lisierung) ermöglicht es dem mobilen Investivkapital, sich die jeweils günsti­
geren Standorte auszusuchen. Dies induzierte in Deutschland angesichts der 
hohen Steuer- und Abgabenquote und der geringen Flexibilität des Arbeits­
marktes einen Rückgang der Investitionen mit entsprechenden Konsequenzen 
ftir Beschäftigung, Steuereinnahmen und Sozialausgaben. 
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Zunächst glaubten viele, die Probleme durch vorübergehende Erhöhung von 
Steuern und Abgaben und staatliche "Konjunkturprogramme" lösen zu kön­
nen. Dies aber ebnete den Weg in den "Verschuldungsstaat", der faktisch auf 
eine Überwälzung der Lasten von der gegenwärtigen auf zukünftige Genera­
tionen hinausläuft? 
Trotz der von vielen als zu hoch empfundenen Steuer- und Abgabenlast fallt 
es unserer Gesellschaft schwer, die notwendigen Kurskorrekturen vorzuneh­
men. Dies ist psychologisch verständlich: Der revolutionäre Charakter der in 
den letzten 50 Jahren erstmals in der Menschheitsgeschichte erreichten 
Wohlstandsgesellschaft ist der gegenwärtig jüngeren Generation insofern 
wenig bewußt, als sie die vorausgehende Armutsgesellschaft ihrer Großeltern 
nicht mehr erlebt hat. Heute erwartet jeder wie selbstverständlich ein Recht 
auf kurze Arbeitszeit, gutes Einkommen, entsprechende Freizeit- und 
Urlaubsaktivitäten, einen umfassenden sozialen Schutz und eine vom Staat 
garantierte krisensichere Gesellschaft. Der Sozialpsychologe Gerhard 
Schmidtchen spricht von einer "konsumatorischen Philosophie" bei der 
Nachfrage nach gesellschaftlichen Leistungen, die deren "Aufwandsseite" 
gedanklich ausklammert und gleichzeitig die Institutionen in ihrer "Lei­
stungsfahigkeit für unermeßlich" ansieht.3 

Ansätze zur Neubelebung einer Bürgergesellschaft 

Es wäre zu kurz gegriffen, den Ansatz zur Neubelebung einer Bürgergesell­
schaft ausschließlich bei der Reform des Sozialstaats zu suchen. Es geht um 
eine viel weitergehende Neubesinnung hinsichtlich des Verhältnisses von 
Staat und Gesellschaft. 

Unterschiedliche Zuordnungen von Staat und Gesellschaft 

In der kontinentaleuropäischen Demokratietradition nimmt der Staat einen 
anderen Stellenwert ein als in der angelsächsischen. Die Ursachen dafür lie­
gen im zentralistisch-etatistischen Denken der Französischen Revolution, in 
dem die staatliche Zentralgewalt der atomisietien Summe von "gleichen" 
Bürgern gegenübersteht eine bipolare Konstruktion, in der die Eigenstän­
digkeit der Gesellschaft fast völlig verschwindet. In Deutschland, wo die Re­
volution "von unten" (1848) scheiterte und danach durch den allmählichen 
Prozeß einer "Revolution von oben" nachgeholt wurde, spielten der preußi­
sche Staat und Hegels hoheitliches Staatsverständnis eine dominante Rolle. 
In England dagegen entstand die Demokratie durch die sich immer stärker 
ausbreitende Selbstregierung der Stände gegenüber dem Königtum. In den 
USA gab es zunächst überhaupt keinen Staat, sondern nur die Gesellschaft 
freier und gleicher Einwanderer, die sich im Unabhängigkeitskrieg gegen 
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England erst "ihren Staat" schufen. So verstand sich dieser vor allem als 
Schutzmacht fur die Freiheit der Bürger. Wer etwas werden wollte, der konn­
te nichts vom Staat erhoffen, sondern mußte sich "bürgerschaftlich" selbst 
engagieren. 
Ausgangs- und Mittelpunkt aller gesellschaftlichen Organisation ist im an­
gelsächsischen Denken nicht der Stand, sondern die Gesellschaft freier und 
gleicher Bürger (society). Sie bedarf selbstverständlich einer Regierung (go­
vernment), die man aber als (unkündbaren) Angestellten der Gesellschaft an­
sieht, um Schutz gegen Angriffe von außen und Rechtssicherheit im Innern 
zu gewährleisten, sonst nichts. Allerdings sind inzwischen auch in den angel­
sächsischen Demokratien mancherlei Probleme zwischen Staat und Gesell­
schaft entstanden. In den USA läuft die Debatte in zwei Richtungen: zum ei­
nen kritisiert man ein Zuwenig an Sozialstaat, was zwar zu einer Zunahme 
zentralstaatlich veranlaßter Sozialgesetze, aber auch zu deutlichen Gegenbe­
wegungen geftihrt hat. Zum andern stellt man sich zunehmend die Frage, ob 
es überhaupt noch einen "inneren Zusammenhalt" der Gesellschaft gibt bzw. 
wie er wieder zu gewinnen sei. 

Einzelne Reformideen aus dem angelsächsischen Raum 

Für die deutsche Diskussion sind wohl folgende Ansätze besonders interes­
sant:4 
Der ·deutsch-englische Soziologe Ralf Dahrendorf sieht eine wirkliche Bür­
gergesellschaft durch vier Merkmale charakterisiert: durch Pluralität im Sin­
ne einer Vielfalt von Organisationen, die den Bürgern in allen Lebensberei­
chen "die individuelle Realisierung unterschiedlicher Lebensinteressen er­
möglichen"; durch Autonomie im Sinne der Unabhängigkeit der vielfältigen 
Organisationen vom Staat; durch Zivilität als Bürge1tugend, durch die sich 
der einzelne in die Pflicht und Verantwortung ftir die Gemeinschaft und Ge­
sellschaft genommen weiß; und schließlich durch Öffentlichkeit, worin Dah­
rendorf den "Kern allen Widerstandes" gegen Diktaturen aller Art sieht. 
Ralf Dahrendorf hat den Begriff der Bürgergesellschaft/Zivilgesellschaft in 
die deutschsprachige Debatte eingeflih1t. In Nordamerika gibt es schon län­
ger eine Diskussion um die "Rekonstruktion von Gesellschaft als eigenstän­
diger Größe", die sich vor allem mit den Namen Charles Taylor und Michael 
Walzer verbindet. Dem kanadischen Sozialphilosophen Charles Taylor geht 
es vor allem darum, die Zivilgesellschaft in ihrer Unabhängigkeit von der 
Staatsmacht und ihrem handlungsmäßigen "Eigengewicht" hervorzuheben. 
Diese Eigenständigkeit ist nur gewährleistet, wenn zum einen die Ökonomie 
im Sinne von Marktwirtschaft agieren kann und zum andern eine staatsunab­
hängige "Öffentlichkeit" besteht. 
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Nach den Vorstellungen des amerikanischen Politikwissenschaftlers Michael 
Walzer verbindet sich mit dem Begriff der Zivilgesellschaft vor allem das 
Postulat, eine bloße "Zuschauer-Demokratie" zu überwinden. Er stellt sich 
die zivile Gesellschaft als einen "Handlungsraum von Handlungsräumen" 
vor, innerhalb dessen die Bürger in den verschiedensten Vereinigungen (Ge­
werkschaften, Parteien, Interessengruppen usw.) in vielen kleinen Entschei­
dungen die "weiter weg liegenden Beschlüsse in Staat und Wirtschaft" kon­
kret in ihrem Lebensraum umsetzen und gestalten. Dabei soll "das Leben in­
nerhalb der freiwilligen Vereinigungen der zivilen Gesellschaft ... der wirkli­
che Boden (sein), auf dem alle Spielatien des Guten ausgearbeitet und ge­
prüft werden". 
Während Dahrendorf, Taylor und Walzer die Entfaltung einer Bürgergesell­
schaft hauptsächlich als ein Produkt des entsprechenden staatsbürgerlichen 
Bewußtseins und dementsprechender Strukturen der Gesellschaft und ihrer 
Aktivierung ansehen, geht es den "Kommunitaristen" im engeren Sinn mehr 
um eine tugendethische Erneuerung der Gesellschaft. Der wohl bekannteste 
Vertreter dieser Richtung ist Amitai Etzioni. Entscheidend ist für ihn die Re­
konstruktion der Gemeinschaft im Sinne einer Wiederherstellung von Bür­
getiugenden, um so ein neues Verantwortungsbewußtsein der Menschen 
durch eine Stärkung der moralischen Grundlagen der Gesellschaft zu errei­
chen. Den Kommunitaristen geht es um die Wiedergewinnung eines ausge­
wogenen Verhältnisses zwischen Individualrechten und sozialen Pflichten: 
"Wir brauchen wieder eine Gesellschaft, in der bestimmte Verhaltensweisen 
indiskutabel sind, also zu den Dingen zählen, die kein anständiger Mensch 
tut oder nur in Erwägung zieht: etwa seine Kinder im Stich zu lassen, Versi­
cherungsbetrug zu begehen, bei Prüfungen zu täuschen, die Sparkonten ande­
rer Leute zu plündern oder Untergebene sexuell zu belästigen. Wir brauchen 
auch wieder eine Situation, in der viele positive Verhaltensregeln also Ge­
bote- gültig sind und ohne Wenn und Aber akzeptiert werden."5 

Sozialethische Grundlagen einer "Biirgergesellschaft" 

Vor dem Hintergrund der dargestellten Diskussion sollnun der soziRietbische 
Ansatz zur Neubelebung einer Bürgergesellschaft zunächst grundsätzlich 
aufgewiesen werden. Nach dem "obersten Grundsatz" der Katholischen So­
ziallehre muß die Person stets "Ursprung, Träger und Ziel" aller gesellschaft­
lichen Einrichtungen sein ( vgl. Mater et magistra 219). Die Gesellschaft ist 
für den Menschen da und nicht umgekehti. Allein der Mensch, der "seinem 
Wesen nach Person ist", hat "aus sich Rechte und Pflichten, die unmittelbar 
und gleichzeitig aus seiner Natur hervorgehen" (Pacem in terris 9). Die damit 
gegebenen Möglichkeiten kann der einzelne aber nur in Gemeinschaft mit 
anderen entfalten. Die Katholische Soziallehre betrachtet also den Menschen 
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als freies, zur gemeinsamen Wetiverwirklichung mit seinen Mitmenschen 
verbundenes Sozialwesen. 

Die "sozialen Ebenen" und das Subsidiaritätsprinzip 

In modernen Gesellschaften vollzieht sich die Interaktion der Bürger auf drei 
miteinander verflochtenen Ebenen: auf der unteren Ebene (Mikroebene) der 
primären Sozialbeziehungen (Familie, Betrieb, kommunale Ortsgemeinde); 
auf der mittleren Ebene (Mesoebene) der "organisierten Interessen" (Ver­
bände) und auf der oberen Ebene (Makroebene) der übergreifenden Institu­
tionen (Staat, Sozialversicherungssysteme). Dabei ist im Laufe der Entfal­
tung der Industriegesellschaft eine zunehmende Schwerpunktverlagerung 
weg von den primären Sozialbeziehungen hin zur mittleren gesellschaftli­
chen Ebene (Verbände-Gesellschaft) und vor allem hin zum Staat (Sozial­
staat Wohlfahrtsstaat- Versorgungsstaat) eingetreten. Dies ist prinzipiell 
nicht zu kritisieren, weil unter modernen Verhältnissen im Unterschied zur 
vorausgehenden Agrargesellschaft der einzelne und seine (Groß-)Familie die 
Risiken des Daseins nicht mehr alleine absichern können. Der deshalb zu 
Recht entstandene Sozialstaat trägt aber in sich die Tendenz zum überlasteten 
Versorgungsstaat, eine Tendenz, die durch kollektivistische Ideologien ver­
stärkt wurde. Vor allem dagegen hat Pius XL 1931 das Subsidiaritätsprinzip 
formuliert. Er stellte fest, daß die Entmündigung des einzelnen und der per­
sonennahen gesellschaftlichen Gebilde "überaus nachteilig" sei und "die 
ganze Gesellschaftsordnung verwirrt". Denn: "Jedwede Gesellschaftstätig­
keit ist ja ihrem Wesen und Begriff nach subsidiär; sie soll die Glieder des 
Sozialkörpers unterstützen, darf sie aber niemals zerschlagen oder aufsau­
gen" (Quadragesimo anno 79). 
Das Subsidiaritätsprinzip verlangt ein Miteinander der gesellschaftlichen Ak­
tivitäten auf den drei sozialen Ebenen, das von unten nach oben organisiert 
ist. Es läßt sich deshalb in drei Einzelsätzen verdeutlichen: (1) Jede einzelne 
Person und kleinere gesellschaftliche Einheit (z. B. die Familie) hat nicht nur 
das Recht, sondern auch die Pflicht, all das selbst zu tun, was in ihren Kräf­
ten steht (subsidiäre Kompetenz). (2) Zeigen sich diese Kräfte als (vorüber­
gehend) zu schwach, dann soll ihr die übergeordnete gesellschaftliche Ebene 
(die Meso- bzw. Makroebene) durch gezielte "Hilfe zur Selbsthilfe" mit dem 
Ziel assistieren, die eigene Leistungsfähigkeit zu stützen und nach Möglich­
keit wieder voll herzustellen (subsidiäre Assistenz). (3) Wenn diese Hilfe zur 
Selbsthilfe ihr Ziel erreicht hat, die "Subventionen" also der Not gewehrt und 
die eigenen Regenerationskräfte angeregt haben, dann müssen sie wieder 
eingestellt werden (subsidiäre Reduktion).6 
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Gleichgewichtsstörungen im Geftige der Sozialprinzipien 

Innerhalb des sensiblen Gefüges der drei Sozialprinzipien der Subsidiarität, 
der Solidarität und des Gemeinwohles kann es durch bestimmte geschichtli­
che Umstände zu Schwerpunktverschiebungen kommen, die dieses Gefüge 
aus dem Gleichgewicht bringen. Die gegenwärtige Diskussion um die Revi­
talisierung der Bürgergesellschaft ist durch solche Gleichgewichtsstörungen 
verursacht. Sie rühren daher, daß von den drei Sätzen des Subsidiaritätsprin­
zips nur noch der zweite übrig gelassen wurde, der erste und vor allem der 
dritte aber vergessen wurden. Dies läuft auf eine "sozialistische" Interpreta­
tion des Subsidiaritätsprinzips hinaus, bei der dieses auf anhaltende "Staats­
hilfe" reduziert wird. Dabei werden sowohl die Potentiale der Eigenverant­
wortung wie der gesellschaftlichen (genossenschaftlichen) Selbsthilfefahig­
keit übersehen. Auf der Seite der (potentiellen und tatsächlichen) Hilfeemp­
fanger wachsen entsprechend Anspruchshaltung und Subventionsmentalität 
Die Frage, ob der einzelne Bürger mit entsprechendem Wohlstandszuwachs 
mehr Eigenverantwortung übernehmen und dadurch staatliche Subventionen 
abgebaut werden könnten, wird kaum mehr gestellt. Gemäß dem Solidari­
tätsprinzip muß der Starke bereit sein, mehr einzuzahlen, als er empfangt. 
Dabei ist jedoch darauf zu achten, daß seine Leistungsbereitschaft nicht über 
Gebühr beansprucht wird. Dies verlangt von seiten des Leistungsempfangers, 
daß er Solidarleistungen nicht mißbraucht und sie nur in "angemessenem" 
Umfang in Anspruch nimmt. 
Die Gleichgewichtsverschiebungen zwischen dem Subsidiaritäts- und dem 
Solidaritätsprinzip tangieren auch das Gemeinwohlprinzip. Zum Gemein­
wohl und damit zu den "Kernaufgaben" des modernen Staates gehören nicht 
nur - wie im altliberalen Staatsverständnis - der Schutz der Gesellschaft ge­
gen Angriffe von außen, die Wahrung des Rechtsfriedens im Inneren und die 
Gewährleistung bestimmter Infrastrukturmaßnahmen, sondern eben auch die 
sozialstaatliche Daseinssicherung mit dem Ziel, daß jeder Bürger ein Leben 
in Würde zu führen vermag. Aber eben diese Aufgabe wurde überdehnt, so 
daß ein überregulierender Versorgungsstaat mit einer entsprechenden Steuer­
und Abgabenlast entstand. 

Wege zu einer verantwortungsbereiten Bürgergesellschaft 

Die Neubelebung einer verantwortungsbereiten Bürgergesellschaft setzt eine 
Neuverteilung der Gewichte zwischen Subsidiarität, Solidarität und Ge­
meinwohl voraus. Hinsichtlich des Gemeinwohlprinzips bedeutet dies: Der 
Staat muß überlegen, worin seine wirklich notwendigen Aufgaben bestehen 
und womit er überfordert ist. Es kommt darauf an, die "Kernaufgaben des 
Staates zu sichern", wie das "Memorandum einer Expertengruppe" feststellt, 
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das die Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen der DBK 1998 
veröffentlichte. 7 Die "strikte Zurückweisung" von "Ansprüchen sozialer 
Vollversorgung" kann freilich nur durch die "Rückgewinnung" der "Unab­
hängigkeit" des Staates "gegenüber Interessengruppen" erreicht werden. 

Bürgergesellschaft und Sozialstaat: 

Der Sozialstaat ist auch in Zukunft um der wirklich Schwachen willen unab­
dingbar. Seine subsidiäre Basis ist jedoch zu schmal geworden, um den soli­
darischen Überbau im bisherigen Umfang und auf Dauer zu sichern. Wir 
brauchen deshalb eine Kurskorrektur vom Übergewicht staatlich organisier­
ter Solidarität in Richtung auf stärkere Selbsthilfe und gesellschaftlich orga­
nisierte freiwillige Solidarität. Es muß geklärt werden, welche Solidarlei­
stungen um der Würde des Menschen willen unverzichtbar bleiben, welche 
durch zurnutbare Eigenleistungen zumindest teilweise ersetzbar und welche 
zusätzlich von der sozialen Gerechtigkeit gefordert sind. Besonderer Re­
formbedarf besteht bei der Vorsorge für das Alter. Das bisher ausschließlich 
umlagefinanzierte Rentensystem läßt sich auf Dauer nicht halten. Der Umbau 
des Sozialstaats muß außerdem so erfolgen, daß er vernünftige Anreize bie­
tet, Einkommen aus Schwarzarbeit und vor allem aus Geldkapitaletirägen 
nicht nur konsumtiv zu verwenden (z. B. im Auslandstourismus, 1997: 83 
Mrd. DM!), sondern wenigstens teilweise in die eigene soziale Vorsorge zu 
investieren. 

Bürgergesellschaft und Bildungssystem: 

Inzwischen hat sich herumgesprochen, daß das deutsche Bildungssystem 
eines der Haupthindernisse für die Modernisierung unserer Gesellschaft dar­
stellt. Besonders gravierend ist die Tatsache, daß fast ein Drittel der Haupt­
schüler wegen zu geringer Fähigkeiten im Lesen, Schreiben und Rechnen 
den Anforderungen an eine normale Lehre nicht mehr gewachsen ist, diese 
deshalb gar nicht aufnimmt oder abbricht. Die Ursachen liegen vor allem im 
Erziehungsversagen und in falschen pädagogischen Theorien, die in Zeiten 
allgemeinen Wohlstands in die Welt gesetzt wurden (zumutbar kann nur sein, 
was "Spaß macht"!). Dies führte zu einer leistungsfeindlichen Freizeit- und 
"Erlebnisgesellschaft", in der bis zum heutigen Tag ein großer Teil unserer 
Kinder und Jugendlichen täglich mehr mit Fernsehkonsum und anderen Frei­
zeitaktivitäten als mit Schularbeiten beschäftigt ist. Die Erziehungs- und 
Wissensdefizite kann nur· die Gesellschaft selber durch eine Veränderung 
ihres Bewußtseins aufarbeiten. Dies erfordert in gleicher Weise Eliteförde­
rung und bessere Hilfen für Leistungsschwache. 
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Bürgergesellschaft und Eigentumsordnung: 
Zum Ideal einer Bürgergesellschaft der Zukunft gehört vor allem ein Wirt­
schaftsbürger, der möglichst in eigener Person an allen wirtschaftlichen Ak­
tivitäten teilhat: an der Arbeit, am Konsum, an Investitionen und somit an 
allen Formen des Eigentums (Vermögens). Die Einkommen der privaten 
Haushalte aus Geld- und Immobilienvermögen sind bei einem Nettobestand 
von derzeit ca. 11 Billionen DM auf ca. 10% des Volkseinkommens ange­
wachsen. Allein die Erträge des Geldvermögens liegen derzeit bei ca. 220 
Mrd. DM jährlich. 180 Milliarden davon, also der weitaus größte Teil, 
fließen Arbeitnehmern zu. Weiter wird in den meisten Statistiken der größte 
Eigentumstitel in unserer Gesellschaft überhaupt nicht berücksichtigt: die 
Ansprüche aus dem Sozialversicherungssystem, die verfassungsrechtlich 
Eigentumsqualität haben. Allein die virtuell kapitalisierten Rentenanwart­
schaften stellen mit ca. 9 Billionen DM den größten Vermögensanteil dar. 
Insofern sind alle Bürger mit entsprechenden Ansprüchen an die GRV indi­
rekt an den Erträgen des investierten Kapitals, dessen Nettowert ca. 7 Bio. 
DM umfaßt, beteiligt. 
Es wäre freilich im Sinne einer verantw01tungsbereiten Bürgergesellschaft 
wünschenswert, daß die Beteiligung am Produktivkapital auch auf direktem 
Weg erfolgen würde, z. B. durch eine kapitalgedeckte (zusätzliche) Alters­
vorsorge, z. T. finanziert durch eine angemessene Gewinnbeteiligung. Die 
Politik muß die vermögens- und steuerrechtliehen Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß private Altersvorsorge und investive Vermögensbildung steuer­
frei erfolgen kann und die Besteuerung erst bei den Vermögenserträgen an­
setzt (nachgelage1te Besteuerung). 

Bürgergesellschaft und Arbeitsmarkt: 

Nach verbreiteter Ansicht ist die hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland vor 
allem durch das bestehende Tarifsystem verursacht. Folgende Faktoren fallen 
dabei besonders ins Gewicht: Das durchschnittlich um 20 % zu hohe Brutto­
entgelt, das primär auf die Höhe der Lohnzusatzkosten zurückzuführen ist. 
Die zu geringe Lohnspreizung, die vor allem durch seit Jahrzehnten betriebe­
ne überdurchschnittliche Tariferhöhungen am unteren Rand des Systems 
(sog. "soziale Komponente") verursacht wurde, was teils zur Verlagerung 
einfacher Arbeiten ins Ausland, teils zu ihrer "Wegrationalisierung" führte. 
Die mangelnde Flexibilität im gesamten System Arbeit, insbesondere wegen 
des unelastischen Flächentarifs und allzu staner Arbeitszeitregelungen. -Das 
unzureichende Angebot von Teilzeitarbeitsplätzen und die fehlende Bereit­
schaft, Arbeit zu teilen. - Die im Vergleich mit den USA in Deutschland 
klaffende Dienstleistungslücke, die auf ca. 14 % oder 7 Millionen Arbeits­
plätze geschätzt wird Ein Lohnersatzsystem, das wenig Anreize bietet, nach 
Arbeit zu suchen und das insbesondere die Brücke von der Sozial-
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hilfe/ Arbeitslosenhilfe in den ordentlichen Arbeitsmarkt eher verbaut. Eine 
zu hohe Wissens- und Handlungslücke bei der Anwendung der vorhandenen 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente in der betrieblichen Praxis. 

Bürgergesellschaft und Finanzverfassung: 

Eine Bürgergesellschaft kann nur entstehen, wenn es eine klare und durch­
sichtige Finanzverfassung gibt. Wenn nicht klar ist, wer in Bund, Ländern 
und Gemeinden für die Einnahmen und Ausgaben des Staates verantwortlich 
ist, kann auch niemand daftir politisch haftbar gemacht werden. Die Folgen 
sind Politikverdrossenheit und irrationale Wahlentscheidungen. Bund, Län­
der und Gemeinden müssen über klar definierte Steuereinkünfte verfügen 
und eigenverantwOiilich über deren Verwendung entscheiden. Zur Reform 
der Finanzverfassung muß eine allgemeine und spürbare Senkung der Steuer­
tarife kommen. Dies setzt ein Bürger-Bewußtsein voraus, das die Erwar­
tungshaltung gegenüber dem Wohltäter-Staat reduziert und die Subventi­
onsmentalität verringert. Es ist Abschied zu nehmen von der utopischen Vor­
stellung, der Staat könne mit seinen Mitteln überall "annähernd gleiche Le­
bensverhältnisse" schaffen. 

Bürgergesellschaft und Familie: 
Die Errungenschaften unserer Wohlstandsgesellschaft wurden zu einem be­
trächtlichen Teil mit Opfern erkauft, die der Familie aufgebürdet wurden. 
Die humanen Ressourcen, die bisher von der Familie wie selbstverständlich 
vorgehalten wurden, sind jedoch einer gefahrliehen Erosion ausgesetzt. Die 
Veränderungen im Selbstbewußtsein und in der gesellschaftlichen Stellung 
der Frau verlangen eine neue Synthese von Arbeitswelt und Familie. Insbe­
sondere bedarf es eines gerechten Leistungsausgleichs ftir jene "externen" 
wirtschaftlichen Leistungen der Familie, die der Gesamtheit der Gesellschaft 
zugute kommen. Dabei wäre auch zu überlegen, ob alle bisherigen und wei­
teren familienpolitischen Leistungen in einem "Familienleistungsentgelt" zu­
sammengeftihrt werden können. 
Roman Herzog nannte die Familie einmal "die zukunftsträchtigste Bürger­
bewegung", die es gibt. Nach wie vor sehen über 80% der jungen Menschen 
in Ehe und Familie sowie in einer sie befriedigenden Berufsarbeit die beiden 
großen Grundwe1ie ihres Lebens. 

Bürgergesellschaft und Ehrenamt: 
Am ausgeprägtesten ist die· "Bürgergesellschaft" in Deutschland im Bereich 
ehrenamtlicher Tätigkeiten entfaltet. Ausdruck dafür ist das vielfältig ver­
zweigte deutsche Vereinswesen. "Heute ist jeder zweite Deutsche über 18 
Jahren Mitglied eines Vereins oder Verbandes. Die Zahl der bundesweit täti­
gen Verbände wird über 5.000 geschätzt, die ihrer regionalen Untergliede-
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rung auf 15.000. Insgesamt dürfte es ca. 200.000 Vereine geben."8 Ein wich­
tiger Bereich der Entfaltung einer auf das Ehrenamt gründenden Bürgerge­
sellschaft ist die durch Lorenz vom Stein bereits 1808 konzipierte "Städte­
ordnung" mit der kommunalen Selbstverwaltung. Allerdings ist hier eine zu­
nehmende Professionalisierung und Bürokratisierung zu verzeichnen, die 
Folge einer weitgehenden V errechtlichung aller sozialen Beziehungen ist. 
Inzwischen gibt es eine Gegenbewegung, nicht zuletzt unter dem Diktat "lee­
rer Kassen" bei gleichzeitig zunehmenden Aufgaben der Kommunen. Eine 
Vielfalt von Bürgerinitiativen und Selbsthilfegruppen aufkommunaler Ebene 
zeigt, daß vieles, was bisher "staatlich verwaltet" wurde, in die Eigeninitiati­
ve der Bürger zurückgelegt werden kann. Der Sozial- und Kulturstaat kann 
sich nur dann wirklich entfalten, wenn eine große Zahl von Bürgern ihn 
durch ihr freiwilliges, unbezahltes Engagement trägt. Solches gilt auch im 
Bereich der sozialcaritativen Dienste. Der Deutsche Caritasverband hat hier 
in den letzten Jahren Pionierarbeit geleistet durch die Gründung von "Frei­
willigen-Zentren". 

Die Kultur einer Bürgergesellschaft 

Eine Erneuerung der Bürgergesellschaft ist nur möglich auf der Basis ent­
sprechender Bürgertugenden und von ihnen bewirkter struktureller Refor­
men. Entscheidend ist die Neuentdeckung der relativen Eigenständigkeit der 
Gesellschaft in ihren verschiedenen Sektoren, ohne deswegen den politischen 
Zusammenhalt des Ganzen aus dem Blick zu verlieren. "Gesinnungsände­
rung" und "Strukturveränderung" wurden von der Katholischen Soziallehre 
schon immer als untrennbar miteinander verbunden angesehen. Wenn die 
Person wieder mehr "Subjekt, Träger und Ziel" allen gesellschaftlichen Zu­
sammenlebens werden soll, dann sind bestimmte Veränderungen in den ein­
zelnen Sektoren unerläßlich. 

Im Bereich des Politischen: 

Erneuerung der Bürgergesellschaft bedeutet nicht einfach "weniger Staat". 
Vielmehr müssen sich die Staatsbürger darüber klar werden, was sie zurecht 
von "ihrem Staat" erwarten können und was sie ihm nicht zumuten sollten. 
Erfüllt der Staat seine "Kernaufgaben", z. B. die Gewährleistung der Rechts­
sicherheit im Innern? Ist er fahig und bereit, das Leben seiner Bürger, ein­
schließlich der Kinder im Mutterleib, zu schützen? Erfüllt er seine Pflicht, 
um die steigende Gewaltanwendung in Schulen und "auf der Straße" durch 
Vorbeugung, Polizei und Justiz genügend einzudämmen? Dabei müssen sich 
die Staatsbürger selber fragen lassen, ob sie bereit sind, jene teilweise "zer­
brochenen Selbstverständlichkeiten" wie die Anerkennung des staatlichen 
Gewaltmonopols, die Friedenspflicht des Bürgers, den Rechtsgehorsam wie-
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derherzustellen, weil nur so der Staat seinen Schutzpflichten nachkommen 
und die Funktionsfähigkeit seiner Institutionen gewährleisten kann. 9 Die 
Bürger einer Bürgergesellschaft müssen auf jene "parasitäre Konsumenten­
mentalität" verzichten, "die den Staat nur als Dienstleistungsunternehmer 
sieht, eine Art Heilsbringer ftir materielle Glücksbedürfnisse, aus dem man 
unter kleinstmöglichem persönlichen Einsatz ein Maximum an Profit heraus­
schlagen will." 10 Ein "bürgergesellschaftlicher" Staat verlangt Staatsbürger, 
die wissen, daß der Staat nichts ausgeben kann, was er nicht vorher von sei­
nen Bürgern erhalten hat. Solche, die auf Schwarzarbeit, Steuerhinterzie­
hung, Sozialmißbrauch und Subventionserschleichung verzichten und die 
damit zugleich ein durchschaubares Steuersystem mit einer spürbaren Ab­
senkung der Tarife ermöglichen. Die nicht nur fragen: Was tut der Staat für 
mich? Sondern auch: Was tue ich über meinen eigenen Vorteil hinaus ftir an­
dere, ftir das Wohl des Ganzen? Die sich nicht "politikverdrossen" in die pri­
vate Bequemlichkeit zurückziehen, sondern sich auch öffentlichen Aufgaben 
und Verantwortlichkeiteil stellen. 11 Eine Bürgergesellschaft braucht Politiker, 
die das Gesetzesdickicht dort entwirren, wo es die Bürgergesellschaft er­
stickt. Dies gilt z. B. im Tarifrecht und im Recht der Betriebsverfassung. 12 

Im Bereich des Sozialen: 
Zu den antibürgergesellschaftlichen Entwicklungen gehört die zunehmende 
Verrechtlichung und damit Verstaatlichung des Sozialen. Dies gilt ftir den 
Gesamtbereich der sozialen Sicherungssysteme, aber auch weitgehend ftir die. 
sozial-caritativen Dienste, die von der "freien Wohlfahrtspflege" wahrge­
nommen werden. Immer weitergehende gesetzliche Regulierungen schnüren 
dort Freiheits- und Ermessensspielräume ein und erschweren bürgerschaftli­
ebes Engagement. Andererseits ist die Gesellschaft selber an dieser Entwick­
lung insoweit schuld, als sie ftir alle diese Einrichtungen immer mehr staatli­
che Finanzzuweisungen fordert und die "Eigenbeiträge" zurückfuhrt. Auf 
diese Weise droht der gesamte Bereich des Sozialen sowohl durch den Kon­
kurrenzdruck des Marktes als auch durch die Abhängigkeit vom Staat sein 
subsidiäres Eigenleben zu verlieren. "Über diesem Dualismus (von Markt 
und Staat) droht in Vergessenheit zu geraten, daß gesellschaftliche Gruppen 
und Institutionen, die weder dem Staat noch dem Bereich des Marktes zuzu­
ordnen sind, einen eigenständigen Beitrag zur Erhöhung der gesellschaftli­
chen Wohlfahrt leisten. Hierzu gehören in erster Linie die Familien (Haus­
halte und Verwandtennetze ), aber auch die gemeinnützigen Einrichtungen, 
Formen assoziativer Selbsthilfe- beispielsweise in Kirchen, Gewerkschaften 
oder Vereinen - und Formen wechselseitiger Hilfe etwa im Bereich der 
Nachbarschafren oder sonstigen Bekanntschaftsbeziehungen. Das gemeinsa­
me Moment dieser unterschiedlichen Formen der Förderung des Gemein­
wohls besteht in der ihnen zugrundeliegenden Solidarität der Beteiligten." 13 
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Im Bereich des Wirtschaftlichen: 
Die kirchliche Sozialverkündigung vertritt eindeutig eine "soziale Marktwirt­
schaft". Sie plädiert für ein "Wirtschaftssystem ... , das die grundlegende und 
positive Rolle des Unternehmens, des Marktes, des Privateigentums und der 
daraus folgenden Verantwortung flir die Produktionsmittel, der freien Kreati­
vität des Menschen im Bereich der Wirtschaft anerkennt" (Centesimus annus 
42,2), sie betont aber genauso, daß sich die Marktwirtschaft "nicht in einem 
institutionellen, rechtlichen und politischen Leerraum" abspielen darf (CA 
48, I). Vielmehr muß die "wirtschaftliche Freiheit ... in eine feste Rechtsord­
nung eingebunden" (CA 42,2) sein. Auch im Bereich der Wirtschaft geht es 
also darum, daß Staat und Gesellschaft jeweils das tun, wofür sie "zuständig" 
sind. Für Arbeitsplätze z. B. sind in erster Linie die Tarifpartner und nicht 
der Staat verantwortlich. Eine Bürgergesellschaft braucht deshalb Arbeitge­
ber, für die bei betrieblichen Schwierigkeiten Entlassungen wirklich das letz­
te Mittel sind. Die flir diesen äußersten Notfall Vorsorge treffen, indem sie 
alle Möglichkeiten einer vorausschauenden Personalpolitik einsetzen, um 
Mitarbeitern neue Chancen zu vermitteln. Solche, die in schlechten Zeiten 
ihre Mitarbeiter davon überzeugen, ihr Unternehmen und damit auch ihre 
Arbeitsplätze durch Mehrarbeit und Einkommensverzichte zu retten. Die 
aber ebenso bereit sind, in guten Zeiten die Gewinne zwischen Unterneh­
mern, Anteilseignern und Mitarbeitern so zu teilen, daß keiner sagen kann, er 
werde übers Ohr gehauen. 14 

Sie braucht Gewerkschafter, die sich als Dienstleister für den Arbeitnehmer 
von morgen verstehen, also für einen Arbeitnehmer, der Haus- oder Woh­
nungseigentümer ist; der über ein nicht unbeträchtliches Geldvermögen ver­
fUgt, der für eine Lebensversicherung und eine zusätzliche kapitalgedeckte 
Altersvorsorge spart. Eine Bürgergesellschaft braucht Gewerkschaftsflihrer, 
die keine Angst davor haben, den Betriebsräten wesentliche Modifizierungen 
auch der Lohntarife und der Arbeitszeitregelungen zu überlassen, die also 
eine Tarif- und Arbeitszeitpolitik gemäß dem Subsidiaritätsprinzip akzeptie­
ren. 

Im Bereich des Kulturellen: 

Eine Bürgergesellschaft steht und fallt damit, ob sie ihren Gliedern jene sinn­
stiftenden Überzeugungen und fur das Zusammenleben unabdingbaren Werte 
zu vermitteln vermag, die ein Leben in Würde und die Entfaltung einer 
reichhaltigen Kultur ermöglichen. Dies hängt zunächst davon ab, ob die 
Familien die ihnen in diesem Zusammenhang zukommenden und von nie­
mandem zu ersetzenden Aufgaben wahrnehmen. Dazu müssen sie freilich 
auch, wie dies unsere Verfassung vorsieht, "unter dem besonderen Schutz 
der staatlichen Ordnung" stehen. Die Politik muß die dazu notwendigen und 
vom Bundesverfassungsgericht geforderten steuerrechtliehen und einkom-
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mensmäßigen Voraussetzungen schaffen. Die Bürgergesellschaft braucht Un­
ternehmer und Arbeitgeber, die sich das Zetiifikat des "familienfreundlichen 
Unternehmens" verdienen, weil sie mit Kreativität und einer langfristigen 
Kosten-Nutzen-Rechnung mehr als gesetzlich vorgeschrieben tun, um ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Verbindung von Familien- und 
Erwerbsarbeit zu erleichtern. Dazu gehört, daß die Eltern bereit sind, ihren 
Erziehungsauftrag wahrzunehmen und nicht davor zu kapitulieren. Wichtig 
ist weiter, daß die Schulen nicht nur Wissen, sondern auch ethische Orientie­
rung vermitteln. Dies setzt ein aktives und effektives Zusammenwirken von 
Eltern und Lehrern voraus, das bei uns oft noch unterentwickelt ist ange­
sichtsder Vorstellung, die Schule sei eine Sache des "Staates". Hier ist auch 
auf die Bedeutung des Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen und die 
damit zusammenhängende Sinn- und W elivermittlung zu verweisen. Auf­
merksamkeit verdienen ebenso die Massenmedien, nicht zuletzt wegen des 
Zusammenhanges zunehmender Gewaltanwendung bei Kindern und Jugend­
lichen mit Gewaltdarstellungen im Fernsehen. 

Abschließende Bemerkungen 

Der Aufbruch in eine Bürgergesellschaft ist unabdingbar. Hier konnten nur 
dessen sozialethische Rahmenbedingungen und die Wegrichtung skizziert 
werden. 15 Es bleibt zu hoffen, daß möglichst viele Bürger und Gruppierungen 
unserer Gesellschaft weitergehende Antwolien zu den aufgeworfenen Fragen 
such~n und finden. Wir stehen in Deutschland erst am Anfang einer solchen 
Neubewegung. Die Kirchen haben in ihrem Gemeinsamen Wort unter der 
Überschrift "Chancen und Formen der Solidarität in einer erneuerten Sozial­
kultur" (Ziff. 156-160) dafür einige Anstöße gegeben, die in dem bereits er­
wähnten "Memorandum" konkretisiert wurden. Die Suche nach den Bedin­
gungen einer zukunftsfahigen Bürgergesellschaft verlangt noch mancherlei 
wissenschaftliche Reflexion, vor allem aber ein verändelies Bewußtsein und 
eine tugendethische Neubesinnung. 16 
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